
Nummer  33 
19.  Oktober 2002 

www.C dll.de 

D      0      K      U      M N A I      0      N 

Die zweite Chance - 
ungenutzt 

Politische Bewertung der 
Koalitionsvereinbarung 
zwischen SPD und Grünen 
für die 15. Legislaturperiode 
des Deutschen Bundestags 
(Seite 3-16) 

Gemeinsamer 
Beschluss der 
Präsidien von 
CDU und CSU 
zur rot-grünen 

Koalitions- 
vereinbarung 

(Seite 17-19) 



1 DOKUMENTATIO N 

I. Globale Bewertung 

1. Kein Mut zu Reformen 
2. Gebrochene Wahlversprechen 
3. Marsch in den Steuer- und Abgabenstaat 
4. Kein Konzept für Wachstum und Beschäftigung 
5. Verschiebung zu Lasten kommender Generationen 
6. Eingriffe in die Kompetenz der Länder 
7. Dringende Aufgaben werden nicht angepackt 

II. Bewertung der Hauptvorhaben 

Haushalt/Steuern 
Arbeitsmarkt 
Rente 
Gesundheit 
Familie 
Einschnitte bei der Eigenheimzulage 
Innere Sicherheit 
Umwelt/Energie 
Deutschland in Europa und der Welt 

2 • UID Dokumentation 33/2002 



DOKUMENTATION ' 

I. GLOBALE BEWERTUNG 

1- Kein Mut zu Reformen 

Die Bundesrepublik Deutschland steht vor 
der gestaltungsärmsten Legislaturperiode in 
'hrer über 50jährigen Geschichte. Die Ko- 
a'itionsvereinbarung von SPD und Grünen 
lst ein Dokument des politischen Stillstands 
und der verweigerten Reformen. Der Politik 
der Bundesregierung in den kommenden 
Vler Jahren fehlt jeglicher Mut zur grundle- 
genden Veränderung und die Kraft zur poli- 
tischen Verantwortung. 

Die von Rot-Grün verhandelte Koaliti- 
°nsvereinbarung beweist: beide Parteien ha- 
ben weder den Mut noch die Kraft, die not- 
wendigen politische Konsequenzen aus den 
tief greifenden ökonomischen, demographi- 
Schen und sozialen Veränderungen in unse- 
rern Land zu ziehen. Deutschland braucht 
grundlegende und mutige Strukturreformen. 
Kot-Grün weicht dieser Notwendigkeit aus 
Ur)d flüchtet in höhere Belastungen der Bür- 
ger durch Steuern und Abgaben, in Lei- 
stungskürzungen und in eine höhere Neu- 
Verschuldung. Die längst überfälligen Re- 
0rmen werden weitere vier Jahre ver- 

schleppt: 

* Keine  Deregulierung  und  Flexibilisie- 
rung am Arbeitsmarkt 
Keine Absenkung der Sozialabgaben auf 
unter 40 Prozent 

• Keine Vereinfachung der komplizierten 
Riester-Rente 

fe 

• Keine Stabilisierung des Gesundheitswe- 
sens durch mehr Wettbewerb, Prävention 
und Transparenz 

• Keine Entlastung der Arbeitsverhältnisse 
von hohen Lohnnebenkosten durch Sozi- 
alabgaben 

• Keine Vereinfachung des Steuerrechts 
und keine Absenkung der Steuersätze 

• Keine Rückführung der Staatsquote. 
Ohne  diese   unumgänglichen   Schritte 

wird der deutsche Wirtschaftsmotor nicht 
wieder anspringen, wird die Arbeitslosigkeit 
auf unerträglich hohem Niveau verharren. 
Nicht globale Einflüsse sind Ursache der 
deutschen Konjunkturschwäche, sondern 
die falschen Weichenstellungen von Rot- 
Grün. Die mit der knapp gewonnenen Bun- 
destagswahl gegebene zweite Chance wur- 
de nutzlos vertan. 

2. Gebrochene Wahlversprechen 

Die Verweigerung grundlegender Refor- 
men stellt einen eklatanten Bruch der im 
SPD-Programm gegebenen Wahlverspre- 
chen dar: 
• „Deutschland braucht auch weiterhin den 

Mut zur Erneuerung." 
• „Der Marsch in den Schuldenstaat ist be- 

endet." 
• „Wir werden die wirtschaftlichen Rah- 

menbedingungen weiter verbessern vor 
allem durch ... die weitere Reduzierung 
der Steuer- und Abgabenlast." 

• „Die jährliche Neuverschuldung des Bun- 
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des haben wir kontinuierlich zurückge- 
führt. Wir werden diesen Weg konsequent 
weitergehen." 

• „Wer im Gesundheitswesen die Solida- 
rität erhalten und die Qualität stärken will, 
muss zu mutigen Reformen bereit sein." 

• „Wir fördern das selbstgenutzte Wohnei- 
gentum als Neubau, insbesondere in den 
Zentren, aber auch im Bestand." 
Keine dieser Zusagen wird im Koaliti- 

onsvertrag umgesetzt. Die Wähler sind über 
den Wahltag hinaus bewusst getäuscht wor- 
den. Noch Anfang Oktober gab Gerhard 
Schröder die Zusage: „Es wird keine Steue- 
rerhöhungen geben." (Bild, 1. Oktober 
2002) Die Regierungskoalition hat inner- 
halb weniger Tage nach der Wahl als ver- 
bindlich zugesagte Leitlinien ihrer Politik 
suspendiert und ins Gegenteil verkehrt. Sie 
offenbart damit eine politische Charakterlo- 
sigkeit bisher nicht gekannten Ausmaßes. 

3. Marsch in den Steuer- und 
Abgabenstaat 

Die Koalitionsvereinbarung ist in der 
Substanz nichts anderes als ein Programm 
zur Sanierung der verlotterten Staatsfinan- 
zen. Vorgesehen sind Steuer- und Abgabe- 
nerhöhungen, Leistungskürzungen, Strei- 
chung von Ausnahmetatbeständen und die 
Aufnahme neuer Schulden. All das ist Gift 
für Konjunktur und Arbeitsplätze. Die er- 
heblichen Mehrbelastungen für Unterneh- 
men und Haushalte würgen den stotternden 
Konjunkturmotor ab und drosseln den oh- 
nehin schwachen privaten Verbrauch noch 
stärker. Das Maßnahmenbündel zur Verbes- 
serung der Staatseinnahmen folgt keiner po- 
litischen Leitidee; allerdings wird der Ver- 
such unternommen, den Eindruck zu er- 
wecken, die zusätzlichen Belastungen träfen 
nur Besserverdienende und Großunterneh- 
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men, denen ungerechtfertigte Steuervorteile 
gestrichen würden. Deutschland steht vorei- 
ner neuen Neiddebatte. Wie sehr Rot-Grün 
auf Neidreflexe setzt, zeigt die exorbitante 
Erhöhung der Besteuerung von privat ge- 
nutzten Dienstwagen um 50 Prozent. Bei 
Licht betrachtet ist die Streichung so ge- 
nannter Steuerprivilegien im Ergebnis eine 
versteckte Steuererhöhung zu Lasten der 
Leistungsträger. 

Wer Arbeit und Leistung immer mehr be- 
lastet, erstickt die Leistungsbereitschaft der 
Menschen. Das Ideal des „schlanken Staa- 
tes" wurde endgültig preisgegeben. Rot- 
Grün setzt auf mehr Staat und legt der Wirt- 
schaft weitere Fesseln an. Die Politik der 
Bundesregierung kommt einer schleichen- 
den Verstaatlichung der privaten Einkom- 
men gleich. 

Im Ergebnis bedeutet die Koalitionsver- 
einbarung das Ende des von der alten Bun- 
desregierung propagierten Spar- und Kon- 
solidierungskurses. Das Ziel, im Jahr 2006 
keine neuen Schulden mehr zu machen, 'st 

durch die vereinbarten Maßnahmen nicht zu 
erreichen. Auch die Vorgaben des europäi- 
schen Stabilitätspaktes sind mit dieser Poli- 
tik nicht einzuhalten. Was angeblich der 
Stärkung einer schwachen Konjunktur die- 
nen soll, wird den Wirtschaftsstandort 

Deutschland weiter schwächen und der in- 
ternationalen Reputation Deutschlands ins- 
besondere im Euroraum schweren Schaden 
zufügen. Ausgerechnet Deutschland, au 
dessen maßgebliches Betreiben hin der Eu- 
ropäische Stabilitätspakt zustande gekom- 
men ist, erweist sich nun als das Land, da» 
unbedenklich und vorsätzlich die gemeinst 
me europäische Währung schwächt. L>a" 
von Schröder und Fischer in Aussicht ge 

stellte „Mehr an Flexibilität" in der Interpre' 
tation des Euro-Stabi 1 itätspaktes lässt auf e'' 
nen künftig äußerst bedenklichen Umgang 
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m'1 den Stabilitätskriterien schließen - mit 
allen negativen Folgen für die Stabilität des 
Luro und für die europäischen Volkswirt- 
schaften, aber auch und gerade für die Spa- 
rer mit kleinen Guthaben. 

4. Kein Konzept für Wachstum 
und Beschäftigung 

Die  Koalitionsvereinbarung  lässt  kein 
schlüssiges Gesamtkonzept für mehr Wachs- 
Urn und Beschäftigung erkennen. Von dem 

Kegierungsprogramm gehen keine positiven 
"npulse für Wachstum, Beschäftigung und 
Konsum aus. Die Zukunft der Arbeit ist in 

eutschland durch diese Koalitionsverein- 
Darungen  weiter verdüstert  worden.   Die 
^ohnnebenkosten steigen, Arbeit wird teu- 
er< Deutschland wird international noch we- 
'ger wettbewerbsfähig. Die vereinbarten 
Wanderungen im Rentenrecht werden die 
°hnzusatzkosten der Arbeitgeber um rund 
00 Millionen € steigen lassen. Die Vor- 
cnläge der Hartz-Kommission, die umzu- 

izen vereinbart wurde, werden lediglich 
azu führen, dass der Mangel effizienter ver- 

galtet wird. Die Einführung einer Mindest- 
^teuer sowie die Einschränkung des Verlust- 
iges kann gerade kleinere Kapitalgesell- 

' Cnaften sehr leicht in der Substanz treffen 
Und gefährdet zusätzlich Arbeitsplätze. Hier 
'   len Gewinne besteuert werden, die gar 

°nt er7-ielt worden sind; dies widerspricht 
'atant dem Prinzip der Besteuerung nach 

Ostungsfähigkeit. Die vereinbarten Maß- 
narimen zur Rückführung der Mittel für akti- 

e Arbeitsmarktpolitik stellt die drastischste 
urzung in diesem Bereich seit über 10 Jah- 

*jn dar. Die Union wird ihr Wächteramt als 
"Position besonders sorgfältig wahrneh- 
n und darauf achten, dass die geänderte 

Arb • 

k 
ctsmarktstatistik nicht zu einer Verfäl- 

Schung der Wirklichkeit führt. 

5. Verschiebung zu Lasten 
kommender Generationen 

Rot-Grün hat Maßnahmen vereinbart, die 
geeignet sind, kurzfristig Haushaltslücken 
zu schließen und die Alterssicherung vorü- 
bergehend zu stabilisieren. Der Preis für die- 
se Maßnahmen wird mittel- bis langfristig zu 
zahlen sein, wenn eine höhere Beitragsbe- 
messungsgrenze zu höheren Ausgaben der 
Rentenversicherungsträger führt. Hier wer- 
den notdürftig die heutigen Haushaltslöcher 
gestopft und zugleich weitaus größere Fi- 
nanzierungslücken in der Zukunft aufgeris- 
sen. Hier wird die Generationengerechtig- 
keit massiv verletzt. Rot-Grün wird diesen 
Mechanismus nur durch die Einführung ei- 
ner Einheitsrente umgehen können. 

6. Eingriffe in die Kompetenz 
der Länder 

Die Förderung von Ganztagsschulen und 
Kleinkinderbetreuung steht zwischen allen 
politischen Lagern außer Streit. Aber die Aus- 
gestaltung als zentralstaatliches Kofinanzie- 
rungsprogramm, das zwar die Anschubfinan- 
zierung erleichtert, die dauerhaften Betriebs- 
kosten dann aber den Ländern und Gemeinden 
aufbürdet, ist in höchstem Maße fragwürdig. 

Auch kann es nicht angehen, dass der 
Bund in die Gestaltungshoheit der Länder 
eingreift, indem er ohne eigene Zuständig- 
keit Vorgaben zur pädagogischen Ausge- 
staltung von Ganztags-Betreuungsangebo- 
ten macht und seine Förderung an die Ein- 
haltung dieser Vorgaben bindet. 

7. Dringende Aufgaben werden 
nicht angepackt 

Zu den Nullstellen der Koalitionsverein- 
barung muss auch die Tatsache gezählt wer- 
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den, dass wichtige Aufgaben, die einer Lö- 
sung zugeführt werden müssen, überhaupt 
nicht erwähnt werden: 

• Es gibt keine Vereinbarung zur Verbesse- 
rung der finanziellen Förderung von Fa- 
milien mit Kindern. 

• Die Finanzprobleme der Bundeswehr 
müssen als auf weitere vier Jahre fortge- 
schrieben angesehen werden. 

• Der Aufbau Ost ist nicht einmal mehr 
Chefsache geworden. Die Koalitionsver- 
einbarungen enthalten keine neuen Ideen; 
es bleibt bei einem phantasielosen „Wei- 
ter so!". 

• Bei der inneren Sicherheit blockieren sich 
Rot und Grün wechselseitig. Es gibt keine 
klare Kronzeugenregelung, keine umfas- 
senden biometrischen Merkmale in Aus- 
weispapieren und keine schärfere Be- 
kämpfung der Graffiti-Schmierereien. 
Gerade in einer Zeit zunehmender Gefah- 
ren durch Terrorismus und Organisierte 
Kriminalität handelt die Koalition zum 
Schaden Deutschlands. 

Im Übrigen sind viele Absichten der Ko- 
alitionspartner so undeutlich und vage for- 
muliert, dass der Verdacht nahe liegt, Rot- 
Grün habe sich mit Blick auf die Landtags- 
wahlen am 2. Februar 2003 zunächst auf sol- 
che Maßnahmen konzentriert, von denen 
sich die Mehrzahl der Wähler nicht unmit- 
telbar betroffen sieht. Es steht zu erwarten, 
dass nach den Landtagswahlen weitere Be- 
lastungsschritte folgen. 

II. BEWERTUNG DER 
HAUPTVORHABEN 

Haushalt/Steuern 

Die Zielvorgabe eines ausgeglichenen 
Haushalts bis 2006 ist höchst unglaubwür- 
dig, birgt doch schon der Bundeshaushalt für 
das nächste Jahr sowohl auf der Einnahme- 
ais auch auf der Ausgabeseite höhere Risi- 
ken als in den Koalitionsverhandlungen zu- 
grunde gelegt. Allein auf der Einnahmeseite 
dürfte sich eine Lücke von mindestens 15 
Mrd. € auf tun. 

Die Einnahmeseite soll - so die Vorstel- 
lung der Bundesregierung - durch das „alt- 
bewährte" Rezept der Steuererhöhung ge- 
stärkt werden. Aus den Fehlern der letzten 
Jahre - Deutschland an der Spitze bei Steu- 
er- und Abgabenerhöhung (in 2002) und 
Zuwachs der Arbeitslosigkeit und Schluss- 
licht beim Wachstum - ist scheinbar nicht 
gelernt worden. 

• Mehrwertsteuer: Insbesondere im land- 
wirtschaftlich-forstwirtschaftlichen, kultu- 
rellen aber auch medizintechnischen Be- 
reich sowie e-commerce wird künftig der 
volle Mehrwertsteuersatz erhoben. Ob dies 
für diese ohnehin angespannten Bereiche 
förderlich bzw. überall praktikabel ist, darf 
bezweifelt werden. 

• Unternehmensbesteuerung: Mit den 
Änderungen bei der Körperschaftsteuer 
versucht die Bundesregierung, darauf zu 

reagieren, dass ihr hier in den letzten Jahren 
die von ihr selbst verursachte Entwicklung 
des Steueraufkommens und deren Kalku- 
lierbarkeit vollkommen aus dem Ruder ge' 
laufen sind. So soll für Unternehmen eine 
Mindestbesteuerung von 50 % des jährh 
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chen Gewinns sowie die Beschränkung des 
Verlustvortrags auf sieben Jahre eingeführt 
Werden. Die Verlustverrechnung soll da- 
bei auch für Personenunternehmen und da- 
niit wesentliche Teile des Mittelstandes ein 
geschränkt werden, der konjunkturelle 
Schwankungen oft weniger gut glätten kann 
a'sdie großen Kapitalgesellschaften und da- 
durch von der Regelung besonders betrof- 
fen ist. Eine parallele, von uns vorgesehene 
deutliche Senkung der Steuersätze insbe- 
sondere für den Mittelstand fehlt. Es findet 
enie reine Steuererhöhung statt. Gleiches 
§'lt für die Verschärfung der Abschrei- 
bungsregeln. 

Die Verringerung des Anteils der Ge- 
winnausschüttungen, die das Körperschafts- 
Sleuerguthaben von 1/6 auf 1/7 mindern, 
2eugt von der geringen Kontinuität und Ver- 
'ässlichkeit der rot-grünen Steuerpolitik Die 
Streichung des Spendenabzugs für Kapital- 
gesellschaften im Gemeinnützigkeitsrecht 
Verschärft die Lage in Wissenschaft, Kunst, 
Kultur und Sozialwesen, die zunehmend auf 
^Penden angewiesen sind. 

* Besteuerung der „Spekulationsgewin- 
"e" aus Wertpapiergeschäften und Im- 
mobilien: Diese Maßnahme-Gewinne sol- 

n ausnahmslos besteuert werden - ist ein 
schwerer   Schlag   für   den   Finanzplatz 

eutschland in einer Phase, in der das Ver- 
tuen der Anleger ohnehin auf dem Tief- 
Punkt ist. Der deutsche Aktienmarkt hat im 
anr 2002 weit mehr verloren als alle ande- 

ren Aktienmärkte. 
°ei der Rentenreform wurde von Rot- 

run noch ein Ausbau der privaten Alters- 
orsorge gefordert. Nun wird derjenige, der 
r sein Alter privat zusätzlich vorsorgt, 
eiter bestraft. Eine Kursgewinnsteuer be- 

nfft nicht nur Aktien, sondern alle Wertpa- 
lere, d.h. auch Sparer in festverzinslichen 

t 

Wertpapieren und Investmentfonds. Mit der 
Einführung von Kontrollmitteilungen wird 
das Bankgeheimnis de facto abgeschafft, 
statt international tragfähige Lösungen bei 
der Besteuerung von Kapitaleinkünften zu 
installieren. Die Besteuerung von Immobi- 
liengeschäften im Blick auf nicht selbst ge- 
nutztes Wohneigentum nach über 10 Jahren 
bedeutet, dass die für die private Altersvor- 
sorge angeschaffte, vermietete und dann 
verkaufte Eigentumswohnung zukünftig 
generell besteuert wird. Die Anschaffung 
von Grundstückseigentum wird für den Ein- 
zelnen uninteressant, da er zukünftig auch 
bei reinen Umschichtungen seines Vermö- 
gens generell besteuert wird. 

Besonders problematisch ist der verfas- 
sungsrechtlich bedenkliche Weg, die Rege- 
lungen in beiden Bereichen voraussichtlich 
rückwirkend gelten zu lassen, was dazu 
führen könnte, dass der Staat im Nachhinein 
die gewährten Steuervorteile durch Sonder- 
AfA (Aufbau Ost) wieder einkassiert. 

Arbeitsmarkt 

• Hartz-Kommission: Laut Koalitionsver- 
einbarung sollen die Vorschläge der Hartz- 
Kommission vollständig umgesetzt werden. 
Arbeitslose sollen eine Reihe von Anreizen 
zur Anmeldung einer Ich-AG erhalten. Die 
Bundesregierung hat mit ihrem Gesetz zur 
Bekämpfung der Scheinselbstständigkeit 
genau das Gegenteil gemacht und damit vie- 
len den Weg in eine echte Selbstständigkeit 
versperrt. Der geplante pauschale Steuersatz 
von 10 % verstößt massiv gegen den Grund- 
satz der gleichmäßigen Besteuerung der Ein- 
kommen. 

Die Verdienstgrenze für Mini-Jobs für 
Dienstleistungen in privaten Haushalten 
wird auf 500 € angehoben und der Beitrags- 
einzug für geringfügige Beschäftigte ver- 
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einfacht. Die Einkünfte unterliegen einer 
Sozialversicherungspauschale von 10%. 
Dieser Vorschlag ist ungenügend, weil die 
Beschränkung der 500-Euro-Jobs auf Haus- 
haltsberufe verfehlt ist. Die bürokratische 
Neuregelung der 325-Euro-Jobs aus dem 
Jahr 1999 wird nicht aufgehoben, und auch 
diese Arbeitsverhältnisse müssen als Ne- 
benjob weiterhin versteuert werden. 

Die CDU will eine unbürokratische Re- 
gelung für alle ermöglichen. Unser „Drei- 
Säulen-Modell" schafft mehr Beschäfti- 
gung. 

• Jump: Das Jump-Programm soll fortge- 
führt und ergänzt werden. Vor dem Hinter- 
grund der überproportional angestiegenen 
Jugendarbeitslosigkeit wird klar, dass bisher 
jährlich 1 Mrd. € ohne messbaren Erfolg 
ausgegeben wurden. 

• Bündnis für Arbeit: Es ist geplant, das 
Bündnis für Arbeit in neuen Strukturen fort- 
zuführen. Der Erfolg dieses Vorhabens ist 
vor dem Hintergrund des Scheiterns des 
Bündnisses in der letzten Legislatur mehr als 

zweifelhaft. 

• Tariftreuegeset/.: Mit ihrer Absichtsbe- 
kundung, das Tariftreuegesetz erneut einzu- 
bringen, bläst die Koalition erneut zum An- 
griff auf Tarifautonomie, Koalitionsfreiheit, 
Bauindustrie der neuen Länder und Wettbe- 
werb im ÖPNV. 

• Arbeitsmarktstatistik: Nach der Koali- 
tionsvereinbarung soll eine Arbeitsmarkt- 
statistik nach internationalen Maßstäben ge- 
schaffen werden. Festzustellen ist, dass auf 
eine Statistik, die die nationalen Verhältnis- 
se präzise abbildet und vor allem im Zeit- 
ablauf Vergleichbarkeit gewährleistet, nicht 
verzichtet werden kann. 
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Rente 

„Wir werden die Beiträge zur Rentenver- 
sicherung durch maßvolle Anhebung der 
Beitragsbemessungsgrenze und eine weite- 
re vertretbare Absenkung der Schwan- 
kungsreserve stabilisieren", heißt es im Ko- 
alitionsvertrag. 

Wie aus Kreisen der Koalition zu hören 
war, bedeuten diese Aussagen konkret: 

• Der Rentenbeitrag wird von 19,1 % auf 
19,3 % erhöht. Damit werden der Durch- 
schnittsverdiener und sein Arbeitgeber je- 
weils 90 € mehr pro Jahr in die Renten- 
kasse einzahlen. 

• Die Beitragsbemessungsgrenze von ge' 
genwärtig 4500 € soll „maßvoll" auf 5100 
Euro (statt lediglich 4600 €) in den alten 
Ländern und in den neuen Ländern von 
3750 € auf 4275 € im Monat angehoben 

werden. 

• Die Schwankungsreserve der Rentenver- 
sicherung wird von 0,8 auf 0,6 Monats- 
ausgaben abgesenkt. 

Mit der Anhebung der Beitragsbemes- 
sungsgrenze werden die Rentenfinanzen a ' 
lenfalls kurzfristig entlastet. Gutverdienen- 
de Arbeitnehmer und deren Arbeitgeber ha- 
ben durch die Anhebung der Beitragsbe- 
messungsgrenze pro Jahr bi s zu 1200 € nie 
in die Rentenkasse einzuzahlen. Mit diese 
Einnahmen sind später aber unweigen"- 
Mehrausgaben verbunden. Die spätere Ren 

te der von der Anhebung der Beitrags^ 
messungsgrenze betroffenen Arbeitnehm 
erhöht sich um bis zu 6 € pro Monat. Der g 
genwärtige finanzielle Engpass der Rente 
Versicherung wird durch die Anhebung^ 
Beitragsbemessungsgrenze damit ledigl»ch 
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auf die Zukunft und damit auf die nachfol- 
gende Generation verlagert. Auch werden 
den Menschen dadurch die Möglichkeiten 
genommen, eigenständig in eine private 
°der betriebliche Altersvorsorge zu inve- 
stieren. 

Ferner kann durch die geplante weitere 
Absenkung der Schwankungsreserve die Li- 
quidität der Rentenkasse nicht mehr sicher- 
gestellt werden. 

Bei einer Absenkung der „Eisernen Re- 
serve" von 0,8 auf 0,6 Monatsausgaben be- 
geht unweigerlich die Gefahr, dass die Ren- 
enversicherung unterjährig in finanzielle 
chwierigkeiten gerät. Nach einer Absen- 
ung der Reserve auf 0,6 Monatsausgaben 

beträgt das Finanzpolster Ende 2003 ledig- 
en rd. 9 Mrd. €. Ausgehend von den Er- 
rungen der letzten Jahre werden die li- 

H 'den Mittel der Schwankungsreserve im 
eitragsschwächsten Monat 2003, im Okto- 

ber> bei lediglich rd. 2 Mrd. € liegen. 
Sollten   die   Wirtschaftsprognosen   der 

undesregierung nicht eintreten, könnte das 
nanzpolsterder Rentenversicherung zu die- 

'eiT) Zeitpunkt ganz aufgebraucht sein. Der 
. nc> müsste der Rentenversicherung dann 
lne Liquiditätshilfe leisten, was einer Kata- 
°Phe für das Vertrauen der Bürger in die ge- 
Suche Rentenversicherung gleichkäme. 
s diesem Grund warnen die Rentenversi- 

erer ganz nachdrücklich vor der geplanten 
Senkung der Schwankungsreserve. 

rotz der katastrophalen finanziellen La- 
uer Rentenversicherung und der unauf- 
sam  fortschreitenden  demografischen 

o
ntwickIung macht Rot-Grün im Koaliti- 

svertrag keine Vorschläge für notwendi- 
g,e Strukturmaßnahmen im Rentenbercich. 
^ ne dringend notwendige Reformdebatte 
,.     die Umsetzung der Vorschläge der 

anlprogramme werden von der Koalition 
•eneut. Man möchte lediglich prüfen, wie 

t 

die Weiterentwicklung der Sozialversiche- 
rungssysteme „angesichts der demografi- 
schen Entwicklung, einer sinkenden Lohn- 
quote und der zunehmenden Diskontinuität 
von Erwerbs- und Berufsbiografien" gestal- 
tet werden könne. 

Die Union hatte mit ihrem Regierungs- 
programm und vielen weiteren Vorschlägen 
gezeigt, wie eine generationengerechte, 
nachhaltige und solidarische Rentenreform 
gestaltet werden müsste. 

Unser Ziel bleibt es, dass die kapitalge- 
deckten Elemente der betrieblichen und 
privaten Vorsorge einen höheren Stellen- 
wert erhalten. Die bürokratische zusätzli- 
che Altersvorsorge muss so umgestaltet 
werden, dass sie von den Menschen als wei- 
tere Form der Vorsorge anerkannt und ak- 
zeptiert wird. 

Auch müssen in der Rentenversicherung 
die Verschiebungen im Bevölkerungsauf- 
bau endlich in nachvollziehbarer und trans- 
parenter Form berücksichtigt werden. Ein 
demografischer Faktor, verankert in einer 
verlässlichen Rentenformel, bleibtdieeinzi- 
ge Möglichkeit, unser Rentensystem auf ei- 
ne solide Basis zu stellen. 

Gesundheit 

• Finanzierung der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung: Anhebung der Versiche- 
rungspflichtgrenze für neue Versicherte auf 
das Niveau der Rentenversicherung. Dies 
löst jedoch keines der strukturellen und fi- 
nanziellen Probleme. Es fehlt ein durchgrei- 
fendes Konzept zur Verbesserung der Ein- 
nahmebasis der Krankenkassen. 

• Krankenkassen: Organisationsreform 
der Krankenkassen mit dem Ziel mehr Qua- 
litätswettbewerb. Weitere Schiedsstellen 
werden installiert, um Konflikte zwischen 
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Kassen und Leistungserbringern aufzulö- 
sen. Einzelverträge der Kassen mit Lei- 
stungserbringern sollen ermöglicht werden. 
Der Sicherstellungsauftrag wird „angepas- 
st". Damit erfolgt eine Machtverlagerung 
hin zu den Krankenkassen. Offensichtlich 
soll der bisher den Kassenärzten obliegende 
Sicherstellungsauftrag zu Gunsten der Kas- 
sen verändert werden. 

• Leistungsumfang der gesetzlichen 
Krankenversicherung: Einheitlicher Lei- 
stungsanspruch in der GKV, der sich strikt 
am medizinisch Notwendigen orientieren 
soll. Der Leistungskatalog soll stetig ange- 
passt werden. Einrichtung eines „Deut- 
schen Zentrums für Qualität in der Medi- 
zin" zwecks Erstellung von Behandlungs- 
leitlinien, Fortschreibung des Leistungska- 
talogs und Kosten-Nutzen-Bewertung 
neuer Arzneimittel. Die Krankenkassen er- 
halten die Möglichkeit, Anreiz- und Bo- 
nussysteme anzubieten. Im Rahmen von 
Satzungsleistungen der Krankenkassen 
sollen „unterschiedliche Therapieansätze 
etabliert" werden. 

Im Gegensatz zu den Bekundungen im 
Wahlkampf und der heftigen Diffamierung 
der Pläne der Union zum Ausbau der Wahl- 
freiheiten der Krankenversicherten, will nun 
auch die Koalition offensichtlich eine Ände- 
rung des bisherigen Leistungsumfangs der 
GKV vornehmen. Man muss sogar anneh- 
men, dass eine standardisierte Mindestver- 
sorgung angestrebt wird („strikte Orientie- 
rung am medizinisch Notwendigen"). Die 
geplante neue Behörde wird die Bürokratie 
und Standardisierung in der Medizin noch 
verstärken. 

• Leistungserbringer: Organisationen der 
Leistungserbringer (z.B. Kassenärztliche 
Vereinigungen)   sollen   zu   Dienstleistern 
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weiterentwickelt werden. Der Hausarzt soll 
„Lotse im Gesundheitswesen" werden. In 
der ambulanten Versorgung sollen neben 
freiberuflichen Ärzten auch Gesundheits- 
zentren tätig werden. 

Eine Modernisierung der Strukturen der 
Selbstverwaltung wäre zu begrüßen. Dies 
darf aber nicht zu einer Schwächung der 
Stellung der Leistungserbringer gegenüber 
den Kassen führen. 

• Arzneimittelversorgung: Arzneimittel- 
versorgung wird „liberalisiert". Die Kosten- 
Nutzen-Bewertung neuer Arzneimittel wird 
einer neuen Behörde übertragen. Was damit 
gemeint ist, bleibt offen. Es ist jedoch davon 
auszugehen, dass im Rahmen eines Vor- 
schaltgesetzes eine Reihe restriktiver und 
planwirtschaftlicher Maßnahmen zur Sen- 
kung der Arzneimittelausgaben ergriffen 
werden. 

• Patienten: Patientenschutz und Patien- 
tenrechte werden ausgebaut. Patientenchar- 
ta und Einsetzung eines Beauftragten für Pa- 
tienten sind geplant. Einführung einer Ge- 
sundheitskarte auf freiwilliger Basis. Ein- 
führung einer Patientenquittung. 

Die Verbesserung der Rechte und der 
Rolle der Patienten ist grundsätzlich zu be- 
grüßen, geht jedoch nicht weit genug. Die 

Patienten sollten stärker aktiv in die Ent- 
scheidungen innerhalb der GKV einbezogen 

werden. Stattdessen plant Rot-Grün die Ein- 
setzung eines Patientenbeauftragten. Das re- 

duziert jedoch die Patienten auf die Rolle 

von Bittstellern. 

• Pflegeversicherung: Das Urteil des Bun- 
desverfassungsgerichtes zum Familienla- 
stenausgleich bei der Pflege soll fristgerecn 
umgesetzt werden. Bestehende Konflikt 
zwischen der gesetzlichen Krankenversi 
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cherung und der Pflegeversicherung sollen 
durch eine abgestimmte Aufgaben- und Fi- 
nanzierungsverteilung aufgelöst werden. 

Diese Punkte können von der Union 
grundsätzlich unterstützt werden. Es fehlen je- 
doch Antworten darauf, wie die finanziellen 
^obleme, die zunehmenden personellen Eng- 
pässe im Pflegebereich, die Qualitäts-defizite 
und die überbordende Bürokratie in der Pfle- 
geversicherung angegangen werden sollen. 

Familie 

Pot-Grün verspricht im Koalitionsver- 
trag, die Wahlmöglichkeiten für Eltern zwi- 
Schen Familie und Beruf und, die materielle 
Sicherheit für Familien zu verbessern. Die- 
ses Ziel wird verfehlt. Stattdessen wird viel 
heiße Luft verkündet. 

* Kinderbetreuung: Der Koalitionsver- 
trag fordert ein verlässliches Betreuungsan- 
gebot für Kinder bis 16 Jahre. Den Schwer- 
punkt setzt Rot-Grün bei der Betreuung von 
K|ndern unter 3 Jahren und plant einen Ver- 
Sorgungsgrad von 20%. Hierfür wird der 
Bl»nd den Kommunen ab 2004 jährlich 1,5 
^rd. € zur Verfügung stellen. 

Dieser Betrag wird nicht ausreichen, um 
einen Versorgungsgrad von 20 % mit ent- 
sPrechenden Qualitätsstandards zu errei- 
chen und zukünftig zu halten. Nach Ein- 
schätzung des Deutschen Städtetages wer- 
den dazu 2,4 Mrd. € benötigt. Es bleibt also 
eine Finanzierungslücke von 0,9 Mrd. €: auf 

•esen Kosten werden die Kommunen dann 
sit*en bleiben. 

Rot-Grün geht einseitig von der Schaf- 
ng von Krippenplätzen aus und berück- 

'chtigt in keiner Weise bestehende regiona- 
e Unterschiede in der Versorgung. Der 

W|chtige Bereich, die Versorgung durch Ta- 
gesmütter, bleibt unberücksichtigt. 

Die Union bestreitet nicht die Notwen- 
digkeit besserer Kinderbetreuung. Wir wol- 
len jedoch keine einseitige Struktur von 
staatlichen Krippenplätzen, sondern die 
Vielfalt der Betreuungsmöglichkeiten mit 
hoher Qualität, die den Eltern Wahlmög- 
lichkeiten eröffnen. Es muss den Eltern frei- 
gestellt bleiben, welche Form der Betreuung 
sie für ihre Kinder wählen. Eltern muss die 
Freiheit der Lebensgestaltung für ihre Fa- 
milie ermöglicht bleiben. 

Ein weiterer Schwachpunkt des Koaliti- 
onsvertrags: Von der Verbesserung der Be- 
treuungssituation von Kindern im Kinder- 
gartenalter ist nirgends die Rede. Auch die 
Frage der inhaltlichen Ausgestaltung der 
Kinderbetreuung, eines Qualitätsstandards 
oder der Elternbeiträge bleibt mehr als va- 
ge. Es fehlt ein umfassendes Betreuungs- 
konzept. Stattdessen wird Stückwerk ge- 
boten. 

• Ganztagsschulen: In den kommenden 
fünf Jahren will Rot-Grün insgesamt 4 Mrd. 
€ für den Ausbau von 10.000 Ganztags- 
schulen bereitstellen. Das ist ein Tropfen auf 
den heißen Stein: Rechnerisch bedeutet das 
eine Förderung von 80.000 € pro Schule und 
Jahr. Beim Ausbau einer Schule zur Ganz- 
tagsschule geht man gewöhnlich von Mehr- 
kosten in Höhe von 30% aus. Dazu reichen 
80.000 € bei weitem nicht aus. 

Darüber hinaus erstreckt sich der Bun- 
deszuschuss nur auf Sachkosten. Die we- 
sentlich höheren Personalkosten müssen die 
Länder tragen. Es ist völlig ungeklärt, wie 
die weitere Finanzierung im Anschluss an 
die Bundesförderung bzw. wie die Gesamt- 
finanzierung aussehen soll. Dessen unge- 
achtet greift der Bund mit dieser Förderung 
in die Zuständigkeiten der Länder ein und 
versucht, Länderzuständigkeiten zu zentra- 
lisieren. 
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• Familienförderung: Konkrete Aussagen 
zur Familienförderung fehlen. Vor der Bun- 
destagswahl war bei der SPD noch von einer 
möglichen Erhöhung des Kindergelds auf 
200 € die Rede. Davon hat sich die rot-grü- 
ne Koalition verabschiedet. Selbst eine mi- 
nimale Kindergelderhöhung ist im Koaliti- 
onsvertrag nicht vorgesehen. Das Missver- 
hältnis zwischen der Entlastungswirkung 
der Kinderfreibeträge und dem Kindergeld 
besteht weiter fort. Das führt dazu, dass Fa- 
milien mit kleinem Einkommen massiv be- 
nachteiligt werden. Familien in unteren Ein- 
kommensschichten erhalten für ihre Kinder 
keine zusätzliche Familienförderung. 

Der Familienleistungsausgleich wird we- 
der weiterentwickelt noch den steigenden 
Lebenshaltungskosten angepasst. Im Koali- 
tionsvertrag ist nicht vorgesehen, das Erzie- 
hungsgeld an die steigenden Lebenshal- 
tungskosten anzupassen. Nachgewiesene 
Kinder- bctreuungskostcn ab 1.500 € erhal- 
ten nach wie vor nur berufstätige Eltern. El- 
tern, die ihre Kinder selbst betreuen, gehen 
auch künftig leer aus. Konkrete Verbesse- 
rungen sieht der Koalitionsvertrag nicht vor. 

Einschnitte bei der Eigenheimzulage 

Durch die beabsichtigte Streichung der 
Grundförderung sowie Senkung der Ein- 
kommensgrenzen erhofft sich der Bund 
Einsparungen vom 210 Mio. € in 2003, die 
bis auf 2,27 Mrd. € in 2006 steigen. Dies 
wird weiten Teilen der Bauwirtschaft (ins- 
besondere dem mittelständischen Hand- 
werk) den Todesstoß versetzen. Viele Fami- 
lien werden sich den Traum von den eigenen 
vier Wänden nicht mehr leisten können, 
wenn diese rot-grünen Pläne Wirklichkeit 
werden. 

Wenn Rot-Grün seine Politik dennoch als 
familienfreundlich und damit zugleich die 
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Wähler für dumm verkauft, zeigt das, wie 
sehr Rot-Grün von der Wirklichkeit entfernt 
hat. Beim Neubau würden Familien mit we- 
niger als 6 Kindern, das sind über 99% der 
Familien mit Kindern, zu den Verlierern 
gehören. Junge Ehepaare, die für die Fa- 
miliengründung Wohneigentum erwerben 
wollen, erhalten nach diesen Plänen künftig 
keinen Euro Förderung mehr. 

Wir lehnen die Einschnitte bei der Eigen- 
heimzulage strikt ab, weil sie Gift sowohl für 
die Bauwirtschaft als auch für Häuslebauer 
sind. Unser Ziel ist es, die Förderung des 
selbstgenutzten Wohneigentums in Neubau 
und Bestand zu stärken, die Eigenheimför- 
derung familienfreundlicher zu gestalten 
und das Wohneigentum wirksam in die För- 
derung der privaten Altersvorsorge einzu- 
binden. 

„Man kann einem so schwierigen Markt 
nicht noch zusätzlich einen Tritt versetzen, 
indem man das Fördervolumen absenkt", 
so Michael Knipper, Hauptgeschäftsführer 
der deutschen Bauindustrie. Auch die IG 
Bauen-Agrar-Umwelt warnt vor einem 
„Streichkonzert" bei der Förderung von 
Wohneigentum. Für die kriselnde Bauwirt- 
schaft kommt dies „dem Abschalten einer 
Herz-Lungen-Maschine bei einem Tod- 
kranken" gleich, sagte IG-BAU-Chef 
Klaus Wiesehügel. 

Innere Sicherheit 

Zuwanderung, 
Staatsangehörigkeitsrecht: 

• „Wir gestalten Einwanderung, schützen 
Flüchtlinge und fördern Integration", heiß1 

es im Koalitionsvertrag. Im Titel des rot-grü' 
nen Zuwanderungsgesetzes war jedoch noch 
von „Steuerung und Begrenzung der Zu- 
wanderung" die Rede, wenngleich diese 
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Überschrift nicht den Inhalt des Gesetzes wi- 
derspiegelt. Im Gegenteil, mit dem Gesetz 
Kommt es zu einer massiven Ausweitung der 
Zuwanderung durch die Einführung neuer 
Bleiberechte und Zuwanderungsmöglich- 
keiten. 

* Die Anwendungshinweise und Verwal- 
tungsvorschriften zum Zuwanderungsge- 
Setz sollen „den humanitären Zielsetzungen 
und den neuen flüchtlingsrechtlichen Aner- 
kennungskriterien des Gesetzes voll ent- 
sPrechen". Ein wichtiger Punkt für die Grü- 
nen, die im Zuwanderungsgesetz-entgegen 
Schilys Auffassung - Regelungen zur ge- 
schlechtsspezifischen Verfolgung durchge- 
Setzt hatten, die nun in der Praxis konkreti- 
siert werden sollen. Eine Ausweitung der 
Huchtgründe um geschlechtsspezifische 
"erfolgung führt dazu, dass Deutschland zu 
e"iem Magnet für Zuwanderung wird. Ab- 
Zuwarten ist, ob die als Ausgleich gedachte 
konsequente Durchsetzung der Ausreise- 
Pflicht von Nicht-Bleibeberechtigten nicht 
auch wieder ein bloßes Lippenbekenntnis 
bleibt. 

* »Zur Integrationspolitik gehört auch ein 
Modernes Staatsangehörigkeitsrecht", heißt 
es Weiter. Ob damit neuerliche Änderungen 
arn novellierten Staatsangehörigkeitsrecht 
§erneint sein sollen, bleibt offen. Immerhin 
latte bereits diese Änderung zur Folge, dass 
ast die Hälfte der neu eingebürgerten Aus- 
ander ihren alten Pass behält und somit eine 

doPpelte Staatsangehörigkeit besitzt. 

J^iminalitäts- und 
errorismusbekämpfung: 

* Unter dem Stichwort „Innere Sicherheit" 
•ollen keine neuen Initiativen ergriffen, son- 
dern es soll lediglich die „erfolgreiche Poli- 

t 

tik" fortgesetzt werden. Offenbar eine rot- 
grüne Stillstandsvereinbarung zu Lasten ei- 
nes besseren Schutzes des Bürgers. 

• Die Ankündigung einer „Evaluierung" 
der Anti-Terror-Gesetzgebung ist zwar er- 
gebnisoffen formuliert, zu befürchten ist je- 
doch, dass hierunter nicht die Schließung der 
verbliebenen Lücken in den Schily-Paketen, 
sondern eine weitere Verwässerung der 
Maßnahmen zu verstehen ist, zu denen sich 
Rot-Grün ausschließlich angesichts des akut 
erfahrenen Terrors durchgerungen hatte. 

• Die Ankündigung einer „umfassenden Nut- 
zung moderner Methoden zur Identitätssiche- 
rung und zur Aufklärung von Straftaten" ist zu 
begrüßen. Weniger begrüßenswert ist die Ein- 
schränkung, dass die modernen Methoden der 
Biometrie zur Identitätssicherung lediglich 
weiterentwickelt werden sollen. Das klingt im 
Sinne grüner Positionsbeschreibung mehr da- 
nach, auf diesem Feld weiter zu forschen, als 
im Sinne des o. g. Begriffs „Nutzung" auch zu 
konkreten Anwendungen, also der Aufnahme 
biometrischer Merkmale in Ausweisdoku- 
menten, zu kommen. 

• Dass die Nutzungsmöglichkeiten der 
DNA-Analyse im Ermittlungsverfahren zu 
verbessern sind, ist auch unsere Auffassung. 
Den völlig inhaltsleeren Formelkompro- 
miss „Den Schutz vor Sexualstraftaten wer- 
den wir weiter verbessern" nehmen wir beim 
Wort und werden entsprechend des erst vor 
kurzem von der Koalition abgelehnten Uni- 
onsentwurfes sowie der Initiative der Justiz- 
minister von CDU, CSU und FDP vom 
10. Oktober 2002 auf Umsetzung unserer 
Vorschläge drängen, insbesondere für die 
nachträgliche Sicherungsverwahrung, den 
genetischen Fingerabdruck zumindest auch 
bei leichteren Straftaten mit Sexualbezug 
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und für die Heraufstufung des Kindesmiss- 
brauchs zum Verbrechenstatbestand. 

• Die „Reduzierung der drogen- und sucht- 
bedingten Probleme unserer Gesellschaft" 
(nicht etwa: Reduzierung der Suchtproble- 
me der Betroffenen!), ist ebenfalls ein in- 
haltsleerer Formelkompromiss und könnte 
im schlimmsten Fall auch die Reduzierung 
der Beschaffungskriminalität über eine Zer- 
störung des illegalen Marktes durch Freiga- 
be bedeuten. 

• Die „präventive Drogenpolitik der letzten 
Jahre konsequent fortzusetzen und dabei die 
Entscheidungen des Bundesverfassungsge- 
richts zu berücksichtigen" (nicht etwa: „be- 
achten"!) kann durchaus auch eine teilweise 
Entkriminalisierung, im schlimmsten Fall 
sogar eine Legalisierung von Cannabis be- 
deuten. 

• Dass die Alltagskriminalität konsequent 
bekämpft werden soll, hört sich zwar gut an, 
wird aber stark relativiert, wenn man sich 
daran erinnert, dass die Klarstellung der 
Strafbarkeit von Graffiti-Schmierereien von 
Rot-Grün verhindert wurde. Es überrascht 
daher nicht, dass der Koalitionsvertrag hier- 
zu keine Aussage trifft. Kontraproduktiv ist 
in diesem Zusammenhang auch die an- 
gekündigte Abschwächung des strafrechtli- 
chen Sanktionensystems. 

Umwelt/Energie 

• Ökosteuer: Rot-Grün will die Ökosteuer 
zum 1. Januar 2003 in einem weiteren Schritt 
erhöhen. Im Jahr 2004 soll eine Weiterent- 
wicklung der Besteuerung geprüft werden. 
Die steuerliche Begünstigung des produzie- 
renden Gewerbes soll abgebaut und Gas 
höher besteuert werden. 

Obwohl der Bundeskanzler vor der Wahl 
jede weitere Erhöhung definitiv ausge- 
schlossen hatte, sind mit dem Prüfauftrag 
zur Weiterentwicklung in 2004 weitere 
Steuererhöhungen vorprogrammiert. An- 
gesichts der katastrophalen Konjunktur- 
und Arbeitsmarktlage ist ein weiterer An- 
stieg der Belastungen für Unternehmen und 
Verbrauch durch fortgesetzte Ökosteuerer- 
höhungen unverantwortlich. Dies gilt umso 
mehr, als trotz steigender Öko-Steuer we- 
der eine Minderung des klimaschädlichen 
Kohlendioxid-Ausstoßes noch eine Sen- 
kung der Lohnnebenkosten bzw. Renten- 
beiträge erreicht werden konnte. 

Die höhere Besteuerung von Gas ist öko- 
logisch widersinnig, da Gas ein umweit- und 
klimaschonender Energieträger ist. Dies 
zeigt einmal mehr, dass Rot-Grün die Öko- 
steuer als ein rein fiskalisches Instrument 
zum Füllen der Staatskassen nutzt. 

Die Union setzt sich dafür ein, die Öko- 
steuer in der bestehenden Form mittelfristig 
abzuschaffen und sie durch eine aufkoni- 
mens-, wettbewerbsneutrale, europaweit 
abgestimmte und schadstoffbezogene Ab- 
gabe zu ersetzen, die wirklich zu Fortschrit- 
ten im Umwelt- und Klimaschutz führt. 

• Klimaschutz: Rot-Grün strebt eine Re- 
duktion der Treibhausgase um 40 % an un- 
ter der Voraussetzung, dass die EU ihre 
Treibhausgase um 30 % gegenüber dem Ba- 
sis jähr 1990 reduziert. 

Damit verabschiedet sich Rot-Grün von 
dem noch unter der unionsgeführten Bun- 
desregierung festgelegten Ziel, den Ausstoß 
des klimaschädlichen Kohlendioxids bis 
2005 gegenüber 1990 um 25 % zu vermin- 
dern. Noch im Wahlprogramm wurde dieses 
nationale Klimaschutzziel bekräftigt und 
darüber hinaus eine weitergehende Redukti- 
on um 40 % bis 2020 angekündigt. 
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Da Rot-Grün das mittelfristige und noch 
Jn der Legislaturperiode überprüfbare Ziel 
zu verfehlen droht, wird dieses kurzerhand 
durch ein Fernziel, das sich zudem nicht auf 
*~02' sondern auf alle Treibhausgase bezieht 
~" und damit leichter zu erreichen ist -, er- 
Setzt. Zudem ist es an die illusorische Vor- 
aussetzung gekoppelt, dass sich die EU auf 
e,n deutlich anspruchsvolleres Emissions- 
Uunderungsziel einlässt, obwohl sie schon 
dle Kioto-Verpflichtung zur Reduzierung 
der gesamten Treibhausgasemissionen um 
° % bis 2012 nur schwerlich erfüllen kann. 
Solcherart sichert sich die Bundesregierung 
ein Alibi für eine halbherzige Klimapolitik. 

Die Union bekräftigt das Ziel des Kioto- 
rotokolls, die gesamten Treibhausgasemis- 

S|°nen um 21 % zu senken. Darüber hinaus 
lst es aber auch dringend erforderlich, eine 
Minderung des bedeutendsten Treibhausga- 
Ses C02 bis 2005 um 25 % zu erreichen. Hier 
Bussen deutlich effizientere Maßnahmen 
durchgeführt werden. 

* Kernenergie:  Der Ausstieg aus der 
tornenergie wird umgesetzt. Nach derend- 

|ültigen Stilllegung des AKW Mülheim- 
Kärüch in 2002 wird in 2003 das AKW Sta- 
de vom Netz gehen. 

Das älteste und gegenüber Terrorangrif- 
en am wenigsten gesicherte AKW Obrig- 

he'm, das eigentlich Anfang 2003 vom Netz 
§ehen sollte, wird nicht erwähnt. Kein Wun- 

er: gibt es doch eine Geheimabsprache mit 
Ur>deskanzler Schröder an der Regierung 
u am Atomausstiegsgesetz vorbei, die ei- 

en weitergehenden Betrieb sichert. Dies 
e'§t einmal mehr, dass Rot-Grün mit dem 

'   genannten Atomausstieg einen bewussten 
"kettenschwindel betreibt. 

Die Union setzt sich dafür ein, dass auch 
nter Sicherheitsaspekten die Option Kern- 

energie und in jedem Fall die deutsche Si- 

1 

cherheitstechnik, die international Maßstä- 
be gesetzt hat, aufrechterhalten wird. 

• Verpackungsverordnung/Dosenpfand: 
Zum 1. Januar 2003 will Rot-Grün das Do- 
senpfand einführen. 

Ein Zwangspfand wäre nicht nur von zwei- 
felhafter ökologischer Effektivität, sondern 
auch ökonomisch ineffizient. Zu befürchten 
ist, dass durch eine Zwangsbepfandung der 
gegenwärtige Mehrweganteil noch weiter 
zurückgeht. Um dies zu vermeiden und darü- 
ber hinaus Weiterentwicklungen von ökolo- 
gisch vorteilhaften Verpackungen zu berück- 
sichtigen, ist eine Novellierung der Ver- 
packungsverordnung dringend erforderlich. 

Die Union setzt sich dafür ein, die von 
Rot-Grün zum 1. Januar 2003 beschlossene 
Pfandpflicht für Einweg-Getränke-Ver- 
packungen durch eine ökologisch wirksa- 
mere und ökonomisch praktikablere sowie 
mittelstandsfrcundliche Regelung zu erset- 
zen, die den Mehrweg besser sichert. 

• Flächenversiegelung: Die Bundesregie- 
rung wird eine Strategie zur Reduzierung der 
Flächeninanspruchnahme gemäß den Zielen 
der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie ent- 
wickeln. 

Völlig unklar bleibt, wie das ehrgeizige Ziel 
einer Verringerung des Flächenverbrauchs von 
heute 130 ha pro Tag auf 30 ha pro Tag bis zum 
Jahr 2020 verringert werden soll. Im Koaliti- 
onsvertrag sind keine klaren Maßnahmen für 
nachhaltige Siedlungsentwicklung und Rück- 
gang der Flächenversiegelung enthalten. 

Deutschland in Europa 
und der Welt 

• Transatlantische Beziehungen: Ein en- 
ges Verhältnis zu den USA, so die Koaliti- 
onsvereinbarung, sei neben der europäi- 
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sehen Integration der zweite Pfeiler, auf dem 
die Freiheit und Demokratie Deutschlands 
aufgebaut ist. Doch die dürftigen Aussagen 
zu den Beziehungen zu unserem wichtigsten 
außereuropäischen Partner beschränken 
sich auf äußerst knapp bemessene Allge- 
meinplätze. 

Angesichts des gestörten Verhältnisses 
zu den USA wird besonders deutlich, dass 
die Bundesregierung keinerlei konkrete 
Vorschläge zur Verbesserung der transat- 
lantischen Beziehungen aufzuweisen hat. 
Projekte wie die von der CDU angeregte in- 
tensivierte Zusammenarbeit in den Berei- 
chen Strafverfolgung, Energie- und Um- 
weltpolitik oder die Schaffung einer transat- 
lantischen Freihandelszone sucht man im 
rot-grünen Koalitionsvertrag vergeblich. 

Wenn die rot-grüne Bundesregierung die 
im Bundestagswahlkampf angerichteten 
Schäden im transatlantischen Verhältnis re- 
parieren will, ist mehr Engagement nötig, als 
die nichts sagenden Lippenbekenntnisse im 
Koalitionsvertrag versprechen. 

• Zukunft der Bundeswehr 
Die Bundesregierung will die Reform der 

Bundeswehr fortsetzen und - wo erforder- 
lich - weiter entwickeln. Beschaffungspla- 
nung, materielle Ausstattung und Personal- 
umfang sollen laufend den künftigen Anfor- 
derungen angepasst werden, wobei die Vor- 
schläge der „Weizsäcker-Kommission" die 
Richtschnur bilden. Zudem müsse in dieser 
Legislaturperiode überprüft werden, ob wei- 
tere Strukturanpassungen oder Änderungen 
bei der Wehrverfassung notwendig sind. 

Damit ist die Zukunft der Bundeswehr of- 
fen. Alles steht zur Disposition. Die Frage, ob 
die Wehrpflicht in Deutschland weiterhin Be- 
stand hat, wurde bewusst offen gehalten. Die 

Unterfinanzierung der Bundeswehr wird - 
trotz des Festhaltens an der mittelfristigen Fi- 
nanzplanung (d.h. 24,4 Milliarden € jährlich 
bis 2006) - fortgeschrieben und in dramati- 
scher Weise verschärft, weil durch Inflation 
und Lohnerhöhungen real weniger Mittel für 
die Verteidigungspolitik zu Verfügung ste- 
hen werden. Die umfangreichen Beschaf- 
fungsvorhaben, zu denen sich die Bundesre- 
gierung auch international verpflichtet hat, 
lassen sich mit der geplanten Finanzausstat- 
tung der Bundeswehr nicht bewältigen. Gra- 
vierende Einschnitte bei den Rüstungspro- 
jekten oder beim Personal sind angesichts die- 
ser Voraussetzungen unausweichlich. 

Änderungen beim Personal umfang, die 
nichts anderes bedeuten als Personalabbau, 
werden die Schließung weiterer Standorte 
zur Folge haben. Für die Streitkräfte und die 
Soldaten und Zivilbediensteten der Bundes- 
wehrbedeuten die Vorgaben des Koalitions- 
vertrags daher, dass die immer wieder gefor- 
derte Planungssicherheit zunichte gemacht 
wird. Die Bundeswehr wird damit auch als 
Arbeitgeber weiter an Attraktivität verlieren- 

Die rot-grünen Beschlüsse sind alles an- 
dere als die von der CDU geforderte Stär- 
kung der Bundeswehr. Anstatt die Bundes- 
wehr wieder voll einsatz- und bündnistähnj 
zu machen, wird sie weiter ausgezehrt. Die 

Bundesregierung verfährt nach dem Mott° 
„schieben, strecken, streichen". Aufgrund 
dessen wird die Bundeswehr immer wenige 
in der Lage sein, mit den Bündnispartnern zu 

kooperieren und die zunehmenden Heraus- 
forderungen, vor allem die zahlreichen Aus' 
landseinsätze, zu bewältigen. So w'r 

Deutschland seiner internationalen Veran 
wortung und seinen Verpflichtungen in de 
NATO und in der Europäischen Union nich 
gerecht. 
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Gemeinsamer Beschluss 
der Präsidien von CDU und CSU zur 
rot-grünen Koalitionsvereinbarung 

"*•» Die Regierung ist wegen der massiven Er- 
höhung der Neuverschuldung in derSache und 
Wegen ihres dreisten Bei ügens der Wähler mo- 
disch gescheitert, bevor sie überhaupt begon- 
nen hat. Das Problem von Schröder und Eichel 

""d sein, dass man ihnen kein Wort mehr 
8'auben wird. Schröder und seine Truppe 
•Wahlen keine Seriosität mehr aus - und zwar 

,cht nur in Deutschland, sondern in ganz Eu- 
r°pa. 

c» Deutschland befindet sich in einer kriti- 
c«en wirtschaftlichen Lage. Die binnen- 
"tschaftliche Rezession verfestigt sich, die 
•"beitslosigkeit droht im Winter auf einen neu- 

j* Rekordwert von über 4,5 Mio. zu steigen. 
le Zukunftsfähigkeit der sozialen Siche- 
n8-ssysteme ist massiv gefährdet, die Steuer- 

e'nnahmen gehen als Folge der Wirtschaftla- 
gen Schwäche zurück. 

3. Der Koalitionsvertrag von Rot-Grün 
""d der schwierigen wirtschaftlichen Situa- 
°n und dem dringend notwendigen Hand- 
ys- und Reformbedarf auch nicht ansatz- 

^eise gerecht. Er ist kein Dokument des 
ufbruchs für die kommenden Jahre. Er be- 

btraft Leistung. Steigende Steuern und Sozi- 

alabgaben werden die wirtschaftliche Krise 
weiter verschärfen und zu weiter steigender 
Arbeitslosigkeit führen. Insbesondere für 
die neuen Länder fehlt jeglicher Impuls fürei- 
nen wirtschaftlichen Aufschwung. Der 
Rückfall in sozialdemokratische Verschul- 
dungspolitik gefährdet die Stabilität des Eu- 
ro. Der Koalitionsvertrag ist Ausdruck der 
Unfähigkeit von Rot-Grün, Deutschland zu 
modernisieren und auf den Pfad wirtschaftli- 
chen Wachstums zurückzuführen. Rot-Grün 
macht alle ärmer. Beispiele sind die Kürzun- 
gen der Eigenheimzulage und die Besteue- 
rung des Aktiensparens. 

4. Die geplante massive Erhöhung der Neu- 
verschuldung um bis zu 16 Mrd. € im Jahr 
2(K)2 bedeutet, dass der Sparkurs der Bundes- 
regierung komplett gescheitert ist. Sie ist ei- 
ne Politik zu Lasten künftiger Generationen 
und führt zu einer deutlichen Verletzung des 
Defizitkriteriums des Stabilitätspaktes. Sie 
wird entweder Milliarden hohe Sanktionszah- 
lungen an die Europäische Union oder eine 
Aufweichung des Stabilitätspaktes nach sich 
ziehen. Damit untergräbt ausgerechnet 
Deutschland den Stabilitätspakt und gefährdet 
die Geldwertstabilität des Euro. Für CDU und 
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CSU ist der Euro-Stabilitätspakt die Grundla-     wird keine inhaltlichen Vorgaben im Bundes- 
ge für die Stabilität unserer Währung. rat akzeptieren. 

5. Die geplanten und schnell ansteigenden 
Steuererhöhungen von 7,1 Mrd. € im Jahr 
2003 bis 22,3 Mrd. € im Jahr 2006 werden 
die Investitionsfähigkeit und Investitionsbe- 
reitschaft der Wirtschaft sowie das Verbrau- 
chervertrauen nachhaltig verschlechtern und 
trüben damit die wirtschaftlichen Aussichten 
weiter ein. Mit über 50 Steuerverschärfungen 
ist das rot-grüne Finanzpaket ein Steuerer- 
höhungs- und Verschuldungsprogramm und 
widerspricht dem eindeutigen Versprechen 
des Bundeskanzlers, keine Steuererhöhungen 
vorzunehmen. 

D. Rot-Grün erhöht weiter die Beiträge zu 
den Sozialversicherungen anstatt die not- 
wendigen  Strukturreformen  anzugehen. 
Dies führt zu einer weiteren Anhebung der 
Lohnzusatzkosten, die schon heute im interna- 
tionalen Vergleich viel zu hoch sind. Dies trifft 
alle Arbeitnehmer, reduziert die Bereitschaft 
zu Neueinstellungen weiter und verschlechtert 
die Wettbewerbsfähigkeit deutscher Unter- 
nehmen. Eine Konzeption für die notwendigen 
Reformen für den Arbeitsmarkt und zur Siche- 
rung der Sozialversicherungssysteme ist nicht 
erkennbar. Die sogenannten Hartz-Vorschläge 
sind zur Lösung des Problems der Arbeitslo- 
sigkeit ungeeignet. 

7. Die Union lehnt einen nach unten nivel- 
lierenden Bildungszentralismus ab. Auf un- 
seren Druck hin werden einheitliche und bes- 
sere Bildungsstandards in allen Ländern 
durchgesetzt. CDU und CSU setzen auf Qua- 
lität und Leistung an allen Schulen in Deutsch- 
land. Sie fordern die Bundesregierung auf, die 
angekündigten 4 Mrd. € bis 2007 für den Aus- 
bau von Ganztagsschulen ohne inhaltliche 
Vorgaben an die Länder zu geben. Die Union 

18 • UID Dokumentation 33/2002 

8. CDU und CSU stehen für die Berechen- 
barkeit, Glaubwürdigkeit und Bündnisfähig- 
keit Deutschlands in der NATO und der EU- 
Frieden und Sicherheit sind auch für uns durch 
die neuen Gefahren von Terrorismus, Funda- 
mental ismus und Verbreitung von Massenver- 

nichtungswaffen bedroht. Nur gemeinsam 
können wir uns dagegen schützen. Deswegen 
setzen wir auf verlässliche Partnerschaft und 
auf einen gemeinsamen europäischen Weg- 
Unser Ziel ist, dass wir die durch die rot-grüne 
Politik und den Bundeskanzler verursachte 
außenpolitische Isolierung Deutschlands be- 
enden und Deutschland auf den gemeinsa- 
men europäischen Weg zurückführen. 

9. CDU und CSU werden im Bund eine kon- 

struktive Opposition sein. Wir werden Initia- 
tiven für eine bessere Politik einbringen in 
Bundestag und Bundesrat und die Bundesre- 
gierung mit dieser Alternative für eine bessere 
Politik in Deutschland konfrontieren. Wir sind 
uns einig, dass wir Steuer- und Abgabener- 
höhungen verhindern wollen. Diskussions- 
würdig ist allein die angekündigte Korrektiv 
von Fehlern der rot-grünen Steuerreform m1 

Bereich des Körperschaftssteuerrechts, die al- 
lerdings nicht zu einer Substanzbesteuerung 
der Unternehmen und weiteren Ungleichge' 
wichten zu Lasten der Personengesellschaften 

führen darf. 

XU. Unser Kontrastprogramm zu R°l" 
Grün setzt auf mehr Freiheit, mehr Leistung 

und mehr Gerechtigkeit: 
• Abbau von Bürokratie und Regulierung 

statt Erhöhung von Steuern und Abgaben 
• Die Schere zwischen Ost und West mnsS 

geschlossen werden und darf nicht weite 
auseinander gehen 

A 



"Der Arbeitsmarkt muss befreit werden: 
Unbürokratische Jobs zum Hinzuverdienen, 
sofortige Abschaffung des Scheinselbst- 
ständigkeitsgesetzes, betriebliche Bündnis- 
se für Arbeit 

1 Sofortige Auflage eines Mittelstandsför- 
derprogramms zum Erhalt und zur Schaf- 
fung von Arbeitsplätzen 

1 Strukturreformen bei der sozialen Siche- 
rung: Gesundheitsreform zur Beseitigung 
der Zwei-Klassen-Medizin. Rentenreform 
zur Wiederherstellung der Rentensicher- 
heit. Zusammenlegung von Arbeitslosen- 
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hilfe und Sozialhilfe mit dem Ziel, dass der, 
der arbeitet, mehr in der Tasche hat, als wenn 
er nicht arbeitet. Überprüfung der viel zu ho- 
hen Ausgaben von 22 Milliarden € für den 
zweiten Arbeitsmarkt mit dem Ziel, den Ar- 
beitslosenversicherungsbeitrag zu senken. 
Herangehen an die Missbräuche bei der So- 
zialhilfe zur Wiederherstellung der Lei- 
stungsgerechtigkeit. 

Nur so geben wir den Menschen wieder Mut 
und erzeugen Aufbruchstimmung.  Nur so 
schaffen wir wieder Wachstum und Beschäfti- 
gung für unser Land. UD 
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yy 
Die von Rot-Grün verhandelte Koalitionsvereinbarung 
beweist: beide Parteien haben weder den Mut noch die 

Kraft, die notwendigen politische Konsequenzen aus den 
tiefgreifenden ökonomischen, demographischen und 
sozialen Veränderungen in unserem Land zu ziehen. 

Deutschland braucht grundlegende und mutige Struktur- 
reformen. Rot-Grün weicht dieser Notwendigkeit aus und 
flüchtet in höhere Belastungen der Bürger durch Steuern 
und Abgaben, in Leistungskürzungen und in eine höhere 

Neuverschuldung. Die längst überfälligen Reformen 
werden weitere vier Jahre verschleppt. 
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